
Die leeren Versprechungen der SED
Rechenschaftsberidite der „V o lk svertreter“ —  Erinnerung an 1950

In zweieinhalb Monaten soll in der Sowjetzone „gewählt“ 
werden. Eine solche „Wahl“ , auch wenn sie volksdemokratisch 
gehandhabt wird, läßt immer noch einen gewissen Spielraum 
für Antipathie-Kundgebungen der Bevölkerung. Um diese so 
weit wie möglich einzuschränken, reisen jetzt die „Volksvertre­
ter“ vom Ministerpräsidenten bis zum Kreisratsmitglied durch 
die Zone. Wie es heißt, legen s ie ' Rechenschaft ab über die 
Politik der SED. Tatsächlich jonglieren sie mit alten Zahlen 
und neuen Versprechungen. Wann es besser wird, wissen^ sie 
ebensowenig wie der Mann, der sie fragt.

Vergleicht man die Kechen- 
sehaftsberichte und Wahlreden 
dieser „Volksvertreter“  vom 
Herbst 1950 zur damaligen Ein­
heitswahl, die Versprechungen, 
die sie damals machten, mit der 
heutigen Situation, ergeben sicli 
für die SED höchst peinliche 
Fragen.

1. Wo ist das Wohnungsbau­
programm, das bis 1954 allen 
Bewohnern der DDR menschen­
würdige Unterkünfte und In­
standsetzung aller teilzerstörten 
Häuser bieten sollte (Ulbricht 
August 1950)?

2. Wo bleibt die Aufhebung 
der Lebensmittelkarten, „über 
die in ein paar Jahren kein 
Mensch mehr ein W ort verlie­
ren wird“ (Grotewohl Septem­
ber 1950)?

3. Wo zeichnet sich die Über­
flügelung des Lebensstandards 
von 1936 ab, die mit dem Ende 
des Fünfjahrplans, also im De­
zember 1954, erreicht sein 
sollte ?

4. Wo bleiben die freien 
Wahlen mit getrennten Listen 
der Parteien, die spätestens 
zwei Jahre nach dem proviso­
rischen Zusammentreten der 
Volkskammer von 1950 abgehal­
ten werden sollten? Die provi­
sorische Volkskammer wurde 
inzwischen stillschweigend lega­
lisiert, von freien Wahlen oder 
auch nur volksdemokratischen,

aber mit getrennten Listen, 
darf heute überhaupt nicht 
mehr gesprochen werden. Sie 
zu fordern, gilt als Hochverrat.

Keine Prozente, Tatsachen!

Der Fett- und Fleischver­
brauch sei seit 1950 um sound­
soviel Prozent gestiegen, wird 
jetzt in den Rechenschaftsbe­
richten erzählt. Vergleicht man 
aber den Stammabschnitt einer 
Lebensmittelkarte von 1950 und 
die Karte vom August 1954, 
dann stimmen diese Prozente 
durchaus nicht. Die Differenz, 
so argumentiert hier die SED, 
ergibt sich aus dem (zu Über­
preisen) in der HO gekauften 
Fleisch. Nimmt man nun den 
angeblichen Gesamt-Fleischkon­
sum und errechnet aus Karten- 
und HO-Preis den tatsächlichen 
Preis, den man in der Sowjet­
zone für ein Pfund Fleisch zah­
len muß, dann stimmen plötz­
lich die ganzen „Rechenschafts“- 
Zahlen über die Preise nicht 
mehr. Denn: die jetzt abgege­
benen kommunistischen „Re- 
chenschaftsberichte“ basieren 
ausschließlich auf Bluff-Zahlen. 
Die Preise sind den geringen 
auf Karten abgegebenen Men­
gen entnommen, während der 
tatsächliche Gesamtverbrauch 
prozentual auf die ganze Be­
völkerung aufgeschlüsselt wird. 
Was aber hat der Normalver­
braucher davon, wenn der

Durchschnittsverbrauch einer 
Ware 6 Kilo ist, von denen er 
eines und der Staatsfunktionär 
samt Trabanten fünf hat?

Die ersten Forderungen
Die „Volksvertreter“ mögen 

versprechen, was sie wollen: 
Die Forderungen der Sowjet­
zonenbevölkerung bestehen 
heute nicht in der Enttrümme­
rung irgendeiner Ruinenecke 
oder der Einrichtung eines neu­
en Gemüseladens, in dem es 
dann doch keine Kartoffeln zu 
kaufen gibt: Es geht um viel 
mehr als um ein paar „Verbes­
serungen“. Die wirtschaftlichen 
Forderungen bestehen in der 
Erfüllung der Versprechungen, 
die die SED-Vertreter schon 
zur „Wahl“ 1950 abgegeben 
haben: Echte Normalisierung
der Preise und damit des L e ­
bensstandards, Stop für mili­
tärische Bauvorhaben zugunsten 
des Wohnungsbaus, Begren­
zung der Ausbeutung in den 
staatlichen Betrieben!

Daß über die politischen For­
derungen der Zonenbevölke­
rung — Freie Wahlen und 
Wiedervereinigung — mit die­
sen „Volksvertretern“ über­
haupt nicht zu debattieren ist, 
ist ein Beweis für die ganze Fa- 
denscheinigkeit dieser „Re­
chenschaftsberichte“. Diese For­
derungen stehen als ein die 
SED begrängender Schatten 
hinter jedem neuen Volksbe­
trug und folglich auch hinter 
dieser „Wahl“ . Aber schon die 
Diskussion über wirtschaftliche 
Fragen mit den „Volksvertre­
tern“ kann demonstrieren, daß 
sich die Bevölkerung zu dem 
Schaden einer kommunistischen 
Mißwirtschaft nicht noch den 
Hohn hochtrabender Rechen« 
schaftsberichte bieten läßt,
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Von der Stelle 
kommen!

D ie vergangene W oche hat 
eine neue Radiorede imd einen 
B rie f D r. Johns gebracht, 
außerdem, eine Fü lle von M el­
dungen und mehr oder minder 
fragwürdigen Berichten, aber 
k larer geworden ist d ie persön­
liche Seite des Falles John da­
durch nicht.

W ie  man den F a ll auch dre­
hen und wenden m ag —  ob man 
John fü r ein Opfer raffin ierter 
Entführung, einen Verräter, 
einen Nervenkranken, einen po­
litischen Toren  hält —  bis zum 
heutigen Tage reicht das w irk ­
liche W issen der Öffentlichkeit 
nicht fü r ein sicheres U rte il aus.

Um so mehr muß W ert darauf 
ge leg t werden, daß der Fa ll 
John und alles um ihn herum 
m it größter Sorgfa lt geprü ft 
w ird . W ichtiger als ein vor­
schneller Bericht ist die Gründ­
lichkeit, d ie genügende T ie fe  
und Breite der Untersuchung.

D ie amtlichen Stellen müssen 
sich allerdings darüber klar 
sein, daß ih r Bericht so klar 
und so vollständig sein muß, 
w ie  das überhaupt nur möglich 
ist. Zwar hören die Komm uni­
sten m it, und es wäre vielleicht 
besser, wenn manches nicht vor 
kommunistischen Ohren gesagt 
werden müßte. Aber nachdem 
das Ganze nun einmal gesche­
hen ist, kann das Vertrauen nur 
durch Offenheit und notfalls 
durch entschiedene personelle 
und organisatorische Konse­
quenzen gesichert werden. 

Übrigens sollte man von zu­
ständiger Seite auch sorgfä ltig  
der Herkunft der Behauptungen 
naehgehen, daß in der Sow jet­
zone im  Zuge der A ffäre John 
Massenverhaftungen stattgefun­
den haben. In  der Sowjetzone 
finden leider laufend Verhaf­
tungen statt. Aber daß über 
Verhaftungen, die dort sozusa­
gen zur Routine gehören, hin­
ausgeschritten worden ist, ist 
bisher nicht verbürgt. D ie  an­
geblichen Verhaftungen im  Pan- 
kower Außenamt haben sich 
nicht bewahrheitet. An der Ver­
breitung einer Verhaftungs­
psychose unter seinen inneren 
Gegnern hat jedenfalls nur der 
gowjetzonale SSD ©in Interesse.

So aufregend die persönliche 
Seite des Falles John und der 
Vorgänge um ihn ist, von 
w irk lich allgem einer und dau­
ernder Bedeutung ist die po liti­
sche Seite. John ist nunmehr 
eingespannt —  ob m it oder ohne 
seinen W illen , ist von sekundä­
rer Bedeutung —  in die Propa­
ganda der kommunistischen 
Deutschlandpolitik. D ie K ern ­
sätze sowohl in den beiden 
Radio re den w ie in dem B rief 
zum F a ll H ö fer  sind bestimmt, 
das Vertrauen der Bevölkerung 
der Sowjetzone und W est­
deutschlands in die W iederver­
ein igungspolitik der Bundes­
regierung und des Westens 
überhaupt zu untergraben und 
das innere Verhältnis zu den 
westlichen Besatzungsmächten 
zu vergiften.

„Deutschlandpolitik in einer 
Sackgasse“ , „P o lit ik  der Bun­
desregierung auf einem falschen 
W eg “ , „einseitige Bindung an 
die amerikanische P o litik “  — 
das sind die kennzeichnenden 
Äußerungen des politischen W il­
lens, der je tz t durch John 
spricht.

Alles nicht neu —  doch es 
k lingt anders, w eil es durch 
einen Deutschen gesagt w ird, 
der jahrelang in der Bundes­
republik eine hervorragende 
Stellung gehabt hat. Deshalb 
w ird  man sich damit verstärkt 
auseinanderzusetzen haben.

Aber diese Auseinanderset­
zung w ird  um so besser zu 
führen und fü r d ie  freiheitliche 
Po litik  um so w irksam er zu 
machen sein, je  mehr das seit 
zwei Jahren völkerrechtlich 
stagnierende Verhältnis zw i­
schen Bundesrepublik und w est­
lichen Besatzungsmächten w ie­
der in die Bewegung einer posi­
tiven Entwicklung gebracht 
w ird . Es ist h ier w ie auch sonst 
im Leben. Besser als durch 
W orte  läßt sich m it Taten ant­
worten. In  diesem Sim ie ist es 
zum Beispiel eine gute Antwort, 
daß der amerikanische Senat 
sich in einer einstimmigen Ent­
schließung fü r eine Übertragung 
der Souveränität an die Bundes­
republik ausgesprochen hat.

In  den Auseinandersetzungen 
zwischen Ost und W est beginnt 
ein neues Kapitel. Der inzw i­
schen bekanntgewordene W ort­
laut der Moskauer Note, in der 
der Krem l eine Europa-Konfe­
renz vorschlägt, is t zw ar nicht

geeignet, zuversichtlich zu stim ­
men. Aber die Fragen, auf die 
auch der Krem l in seiner Note 
hinzielt, nämlich Deutschland 
und die europäischen Fragen , 
sind eben jene entscheidenden 
Fragen , von deren Beantwor­
tung Frieden und Sicherheit ab- 
hängen.

Nachdem die Sowjets den 
europäischen Faden, der auf 
der Berliner Konferenz von 
ihnen zerrissen -worden war, 
w ieder anzuknüpfen suchen, 
w äre es falsch, ihn nicht auf­
zunehmen. Das entscheidende 
Z iel, die Sow jets auf friedlichem  
W ege hinter die Oder in  ihren 
Heimatraum. zurückzubringen, 
ist ohne Verständigung im 
W ege  der Verhandlungen nicht 
möglich.

Darüber allerdings sollte die 
sowjetische P o litik  nicht im  
Zw eife l sein: Jede europäische 
Lösung, die auf der Basis der 
Zweiteilung Deutschlands erfo l­
gen  soll, ist fü r uns Deutsche 
absolut unmöglich.

In  der russischen Note w ird  
der schon am Ende der B er­
liner Konferenz gemachte Vor­
schlag w iederholt, als Teilneh­
mer eines gesamteuropäischen 
Sicherheitsvertrages die Bun­
desrepublik und die D D R  au f­
zunehmen. Das würde bedeuten, 
daß die Sow jets ih r Sicherheits­
verlangen befried igt erhalten, 
die Freigabe der Sowjetzone 
zur W iederverein igung aber zu­
rückhalten wollen. In  ihrer Note 
heißt es dann zw ar weiter, daß 
„nach der Vereinigung Deutsch­
lands“ der einheitliche deutsche 
Staat Teilnehmer des gesamt­
europäischen Vertrages sein 
könnte. Aber das ist ein Zu­
kunftsversprechen, au f das sich 
nach allen Erfahrungen nie­
mand einlassen kann und darf. 
Täte man es, so sähe d ie er­
reichte Lösung praktisch so 
aus, daß die Sowjets sowohl 
die EVG als auch die W ieder­
vereinigung verhindert haben.

Für die westliche W e lt aber 
ist es von größtem  W ert, daß 
sie je tz t —  w ie Mendes-Franee 
in Tunis und England m it dem 
englisch-ägyptischen Abkommen 
über den Suezkanal —  Gefah­
renherde beseitigt, um sich so 
den Sinn und die K rä fte  fre i 
zu machen für die Konzentra­
tion auf die entscheidende po li­
tische Begegnung m it dem kom­
munistischen Osten, die wahr­
scheinlich kommt.



Nicht ifir Kommunisten
Dortmund (A P ). Der A u f­

sichtsrat der W estfalenhalle in 
Dortmund hat einen Antrag der 
kommunistischen Stadtratsfrak­
tion in Dortmund ah gelehnt, 
nach dem die W estfalenhalle 
fü r ein Sportfest der K P D  zur 
Verfügung gestellt werden 
sollte.

Dortmund (D PA ). Der Volks­
kammerabgeordnete Heinz Mä­
scher, M itg lied  des Zentral­
rates der kommunistischen 
F D J , wurde von der Dortmun­
der Po lize i festgenommen. Er 
w ollte auf dem Bundesfest des 
Bundes der deutschen katholi­
schen Jugend das W ort ergre i­
fen und fü r die im  Bundesge­
b iet verbotene F D J  Propaganda 
machen.

Brief an John kam zurück
B o n n :  E in d e u t i g e  A u f k l ä r u n g  a l le r  Z u s a m m e n h ä n g e

Baden-Baden (Eigenmeldung/ 
D PA/AP). In  einer siebenstün- 
digen Sitzung, zn der Bundes­
kanzler Adenauer und fün f 
Bundesminister aus ihren U r­
laubsorten gekommen waren, 
erörterte der Vorstand der 
CDU/CS U-Fraktion am Montag 
die Konsequenzen der jüngsten 
Sowjetnote und den F a ll John.

W ie  es in einem Kommuni­
que heißt, wurde die Sow jet- 
riote einmütig als ein neuer 
Versuch der Sow jets aufgefaßt, 
Uneinigkeit in  das Lager des 
W estens zu tragen, die EVG  zu 
verhindern und die fre ie  W e lt 
entscheidend zu schwächen.

2ura F a ll John w ird  in dem 
Kommunique eine vorbehalt-

Erst die Wiedervereinigung
T a g  d e r  d e u t s c h e n  H e im a t 44 in  B e r l i nD e r

Berlin (Eigenbericht). 18 000 
Heim atvertriebene aus Berlin 
und der Sow jetzolle nahmen an 
der großen Kundgebung anläß­
lich des „Tages der deutschen 
Heim at“ in der Waldbühne teil. 
D ie vom Landesverband Berlin 
der Vertriebenen veranstaltete 
Kundgebung stand diesmal 
unter dem Motto „Unteilbares 
Deutschland im  fre ien  Europa“ . 
D ie Heim atvertriebenen legten 
nicht nur ein Bekenntnis zu 
ihrer Heimat und zur Einheit 
Deutschlands, sondern auch zu 
einem freien , geeinten Europa ab.

An der Stirnseite des H alb­
rundes der Waldbühne wehten 
m it einem Trauerflor die Fah­
nen der deutschen Ostgebiete. 
U nter dem B eifa ll der V ertrie­
benen rückten die Fahnenträ­
ger der Landsmannschaften und 
Heim atkreise sowie die Trach­
tengruppen in die Waldbühne 
ein.

D er Staatssekretär im  Bun­
desministerium fü r  gesamt­
deutsche Fragen, Franz The- 
dieck, erklärte in seiner An­
sprache zur F rage der fr ied ­
lichen W iedergew innung der 
deutschen Ostgebiete, daß die 
W iederverein igung der Sow jet­
zone m it der Bundesrepublik 
zunächst das zentrale Anliegen 
der deutschen P o litik  sei und 
bleiben, müsse. Im  weiteren 
Sinne bedeute die W iederver­
ein igung dann auch die fried-

Te ile  Deutschlands, die seit 
1945 fremder Verwaltung unter­
stellt sind. Solange aber das 
kommunistische System in M it­
teldeutschland bestehe, gebe es 
keine Chance, die Heimatan­
sprüche der Vertriebenen zu 
verwirklichen. D ie Entschei­
dung über die deutschen Ost­
gebiete könne erst auf einer 
Friedenskonferenz fallen.

Klage abgewiesen
Stuttgart (D PA ). Das Stutt­

garter Landgericht hat die 
K lage der Carl-Zeiß-Stiftung 
Jena gegen die F irm a Carl 
Zeiß in Heidenheim  in W ü rt­
tem berg kostenpflichtig abge­
wiesen. Zeiß-Jena wünschte, 
daß die Heidenheimei* F irm a den 
Firmennamen und das W aren­
zeichen nicht gebrauchen dürfe.

lose und eindeutige Aufklärung 
a ller Zusammenhänge ohne An­
sehen der Person verlangt. Der 
Vorstand wandte sich sowohl 
gegen die Unterstellung, daß in 
der Bundesrepublik ein neuer 
N atio2ialzosialismus im  Kom ­
men sei, w ie  gegen die von an­
derer Seite erhobenen Verdäch­
tigungen der Männer des 
20. Juli. Innenminister Schrö­
der erklärte, es sei nicht end­
gü ltig  festgestellt, ob John in 
verräterischer Absicht nach Ost­
berlin gegangen sei oder nicht. 
Ebenso ungeklärt sei noch, 
unter welchen Umständen Johns 
bisherige Erklärungen zustande 
gekommen seien, die man nach 
Form  und Inhalt als eindeutige 
SED-Propaganda bezeichnen 
müsse. Im  übrigen habe John 
keinen Zugang! zu solchen Ge­
heimangelegenheiten gehabt, 
durch deren Preisgabe die 
Sicherheit der Bundesrepublik 
gefährdet werden könnte.

Berlin (DPA/Eigenmeldung). 
M it dem Verm erk „Postschließ- 
fachinhaber verw eigert die A n ­
nahme“ schickte die Ostberliner 
Post am M ontag einen B rief 
zurück, der am Sonnabend auf 
dem Ostberliner Postam t C 25 
m it der Anschrift „Postschließ­
fach 40“ au fge liefert worden 
war. D er B rie f enthielt die 
Aufforderung an den ehemali­
gen Verfassungsschutzpräsiden­
teil Dr. Otto John, sich zu 
einem Gespräch zu stellen.

Der B rie f war offensichtlich 
nicht geöffnet worden. Das 
Postschließfach 40 war in dem 
Begleitschreiben zu der letzten 
Erklärung Dr. Johns über den 
Selbstmord des CIC-Haupt- 
manns H öfer als Absender an­
gegeben.

Gedenkfeiern für Ernst Renier
Berlin (Eigenbericht). Am 

Grabe Ernst Reuters, der am
29. Ju li 65 Jahre a lt geworden 
wäre, legten der Regierende 
Bürgerm eister Berlins und der 
Präsident des Abgeordneten­
hauses Kränze nieder, über 
tausend Berliner und Sow jet­
zonenbewohner besuchten das 
Grab Ernst Reuters.

An der Linde im Großen
liehe W iedergew innung jenerT iergarten , die Ernst Reuter

am 17. März 1949 gepflanzt 
hatte, wurde eine Gedenktafel 
enthüllt und im Dahlemer Mu­
seum in Gegenwart von Frau 
Reuter die von P ro f. H eilige r 
geschaffene Ernst-Reuter-Büste 
aufgestellt, die der Senat an­
gekauft hat.

Im  Ernst-Reuter-Haus. . dem 
Sitz der Berliner Dienststelle 
des Deutschen Städtetages, 
wurde ebenfalls eine Reuter- 
Büste enthüllt.



London kämpfte um einen Flüchtling
I n  le tz te r  M in u t e  v o n  p o ln i s c h e m  D a m p f e r  b e f re it

London (AP/D PA). Den gemeinsamen Anstrengungen der 
Londoner Hafenarbeiter, des britischen Innenministerinms und 
der Po lize i ist es gelungen, einem polnischen Flüchtling Leben 
und Freiheit zu retten und ihn von einem polnischen Schiff auf 
sicheren englischen Boden zu bringen. Nach zw eitägigen hefti­
gen Auseinandersetzungen m it dem Kapitän des polnischen 
Dampfers wurde der 34jährige polnische Seemann Antoni 
K lim ow icz unter dem Sehntz von zehn englischen Po lize i­
barkassen mit 130 Beamten und zwei Zerstörern von Bord des 
Dampfers „Jaroslaw  BabrowsM “ geholt. Das britische Innen­
ministerium gewährte ihm als politischem Flüchtling die Aui- 
enthaitserlaubnis, um die er gebeten hatte.

Kurz bevor das Schiff in Lon ­
don die Anker lichtete, hatten 
Londoner Hafenarbeiter an Bord 
des Frachters den halbverhun­
gerten 34jährigen Polen Antoni 
K lim ow icz entdeckt, der mit 
schwacher Stimme um A syl bat. 
D ie Arbeiter verfrachteten den 
Flüchtling in einen großen 
Holzbehälter und wollten ihn 
gerade mit dem Schiffskran an 
Land liiven, als der polnische 
Kranführer ihn entdeckte und 
unter Deck schleppen ließ.

D ie inzwischen alarmierte 
englische Po lize i verhandelte 
stundenlang m it dem Kapitän, 
mußte jedoch unverrichteter­
dinge w ieder abziehen und das 
Schiff passieren lassen. Kurze 
Zeit später jagte eine P o lize i­
barkasse hinter dem Frachter 
her und zwTang ihn, 15 km fluß­
abwärts zu ankern. Vertreter 
des britischen Innenministeri­
ums, von Scotland Yard und 
polnische Diplomaten verhandel­
ten erneut stundenlang um das 
Schicksal des Flüchtlings. W ie ­
der ergebnislos.

Das Schilf nahm die Fahrt 
themseabwärts w ieder auf, 
mußte eine Stunde später je ­
doch erneut vor Anker gehen. 
Mehrere Polizeibarkassen legten 
sich an seine Seite, und ein Offir 
zier überbrachte dem Kapitän 
die Anweisung des Lord-Ober-

Bonn (D PA ). Der Direktor 
des amerikanischen Auslands­
informationsprogramms, Theo­
dore C. Streibert, gab in Bonn 
bekannt, daß gegenwärtig 21 
Rundfunksender, die über die 
ganze Erde verteilt sind, zu 
verschiedenen feststehenden Zei­
ten Nachrichten nach der So­
wjetunion senden. E iner dieser

richters, den Flüchtling einem 
britischen Gericht vorzuführen. 
Bis dahin dürfe das Schiff die 
britischen Gewässer nicht ver­
lassen. Gegen diese Anweisung 
war der Kapitän machtlos. Er 
mußte den F lüchtling freigeben. 
Bis zu dessen Freilassung war­
tete ständig eine erregte M en­
schenmenge am Londoner Ha- 
fenkai.

Washington (AP, D P A ). Der 
amerikanische Senat hat P räs i­
dent Eisenhower einstimmig er­
mächtigt, selbständig und ohne 
Befragung des Kongresses 
Schritte zur W iederherstellung 
der deutschen Souveränität zu 
unternehmen, wenn er dies für 
notwendig hält. Der Präsident 
solle auch alle ihm angemessen 
erscheinenden Maßnahmen tre f­
fen, um der Bundesrepublik 
einen Beitrag zur Aufrechter­
haltung des internationalen 
Friedens und der Sicherheit zu 
ermöglichen.

Diese Ermächtigung soll es 
dem Präsidenten ermöglichen, 
auch während der Parlam ents­
ferien  alles Notwendige zu tun. 
um Deutschland zu stärken.

Der Vorsitzende des Außen­
politischen Ausschusses, Sena-

doppelt soviel

Sender befinde sich in Belgisch- 
Kongo und sei in der Sow jet­
union besonders gut zu emp­
fangen. Der Aufwand fü r die 
sowjetischen Störsender gegen 
die „Stimme Amerikas“ sei un­
gefähr zweimal so hoch wie die 
Kosten für die amerikanische 
Sendung, sagte Streibert weiter.

Terror in der 
Tschechoslowakei

Berlin (K N A ). M it a ller H e f­
tigkeit ist in der Tschechoslo­
wakei nach der Verurteilung 
des Bischofs von Leitm eritz, Dr. 
Stefan Trochta, der Kam pf g e ­
gen die K irche entbrannt. W ie  
ein Amateursendcr hinter dem 
Eisernen Vorhang meldete, w er­
den je tz t im ganzen Lande die 
P fa rrer  schärfer kontrolliert. 
D ie Gläubigen werden terrori­
siert und vom Besuch der Got­
tesdienste abgehalten.

Nach der Verurteilung des 
Bischofs, der sich vor allem der 
Großstadtjugend in P rag  ange­
nommen hatte, w ird  jede Maß­
nahme gegen die K irche damit 
begründet, der Prozeß gegen 
Msgr. Trochta habe ergeben, 
daß die K irche den Sturz der 
volksdemokratischen Ordnung 
wolle.

tor W iley , erklärte, Amerika 
müsse handeln, wenn Frank­
reich und Ita lien  w ider E rw ar­
ten den EVG -Vertrag nicht rati­
fizierten. In  diesem Falle müß­
ten die USA ihre Stellung in 
Europa überprüfen und „alle 
wünschenswerten Maßnahmen 
zum Aufbau von Stärkepositio­
nen treffen, wenn und wo man 
sich auf sie verlassen kann“.

Rotcbina 
beleidigt die USA

Washington (AP/D PA). Die 
rotchinesische Regierung hat die 
Annahme der beiden amerika­
nischen Protestnoten w egen des 
Abschusses eines britischen 
Verkehrsflugzeuges durch chine­
sische Jäger und der Behinde­
rung der amerikanischen Such­
aktion abgelehnt. Der stellver­
tretende chinesische Außenmini­
ster Tschang Han-fu, dem der 
britische Geschäftsträger Tre- 
velyan die Noten überreichen 
wollte, gab die Proteste rund­
w eg zurück.

In  politischen Kreisen 
W ashingtons w ird  die Form  
der Zurückweisung als eine Be­
leid igung der USA gewertet, da 
es im  diplomatischen Leben üb­
lich ist, Protestnoten anzuneh­
men, auch wenn der Inhalt de? 
Note zurückgewiesen wird.

Sowjets zahlen
2 4  a m e r ik a n is c h e  S e n d e r  f u n k e n  n a c h  d e r  S o w je t u n io n

US-Senat: Deutschland stärken



D ie  K r e u z im a ie r  v o n  d e r  F D j
SED-„YoIksbei'raguug“ in Westberlin -  und niemand hat es gemerkt

Als die SED in Ostberlin und der Zone ihre „Volksbefragung“ 
gegen die EVG dürcliführte, bedurften Ziel und Ergebnis der 
Aktion keines Kommentars. A ls die Sowjetzonenregierung eine 
gleichartige Befragung für die Bundesrepublik vorschlug, 
fragten sich viele, ob diese Parte i politisch lebensmüde sei. 
Inzwischen haben wenigstens die W estberliner erfahren, daß 
eine kommunistische Partei ihre Volksabstimmungen und 
Wahlen auch ohne Abstimmer und W ähler durchzuführen ver­
mag. Sie te ilt dem W ähler seine eigene Entscheidung mit, ehe 
er von der Durchführung einer W ab l überhaupt etwas gemerkt 
hat. W ie wäre es sonst möglich, daß 172 915 W estberliner Bür­
ger erst dieser Tage durch die kommunistische Presse erfuhren, 
sie hätten auf SED-Stimmzetteln gegen die EVG gestimmt?

Folgendes ereignete sich am 
23. Ju li: Ein aus drei SED-Ge- 
nossen und einem FD J-M itg licd  
bestehender Agitationstrupp er­
hielt von der SED-Bezirkslei­
tung Berlin eine L iste von etwa 
40 W ilm ersdorf er Einwohnern, 
die — so hieß es — bei W est­
berliner Yolksbefragim gsaktio- 
nen gegen die EVG gestimmt 
hätten. Die Genossen sollten 
nun m it ihnen diskutieren und 
sie fü r SED-Arbeit zu gew in­
nen suchen.

D er Trupp klapperte getreu­
lich die 40 Adressen ab. Die 
ersten Male gab es beiderseits 
nur Kopfschütteln. Unange­
nehmer wurde es, als die kom­
munistischen Agitatoren darauf 
bestanden, die Angesprochenen 
hätten doch Anti-EVG-Stimm - 
zettel abgegeben und ihren N a­
men dabei genannt. D ie W il- 
m ersdorfer nahmen das sehr 
übel und drohten m it Hand­
greiflichkeiten. W as w ar pas­
siert ?

„ B r i n g t  Z e t t e l . .  .
Am Schöneberger U fer in 

W estberlin  steht die ehemalige 
kommunistische Reichsbahn­
direktion. Sie w ird  heute nur 
von drei Vopos und einer 
Reiehsbahner-Wache bewohnt. 
In  dieses dafür sehr gut gee ig ­
nete Gebäude schaffte die SED 
mit R.eichsbahn-Reparaturwagen 
noch ‘ im  Juni 300 000 vorge­
druckte Stimmzettel gegen die 
EVG. A ls Baubude getarnt 
wurde auf dem Gelände des 
Anhalter Bahnhofs eine Aus­
gabestelle fü r Propagandam ate­
ria l eingerichtet, von der sich 
W estberliner SED- und FDJ- 
Gruppen fortan laufend Agita- 
tionsmaterial holten.

Eins dieser F lugb lätter ent­
h ielt außerdem einen Stimmzet­

tel gegen die EVG. Darunter 
ein Verm erk: „Nam e und
Adresse kann angegeben w er­
den ! “

Von diesen Zetteln erhielt 
jedes W estberliner SED- und 
FD J-M itglied  200 Stück, mit 
dem Auftrag, sie ausgefüllt, 
möglichst m it Namen, w ieder 
abzuliefern. Entweder am Schö­
neberger U fer oder bei der zu­
ständigen Kreisleitung der &ED. 
„Hauptsache, ihr bringt 200 
Zettel w ieder . . hieß es, 
„w ie, das überlassen w ir euch!“

Fast alle Beteiligten haben 
ihre 200 Zettel zurückgebracht. 
Es gab sogar Sammel-Aktivi- 
sten, w ie es bei der SED ja 
immer Aktivisten geben muß, 
die bis zu 500 Zettel ablieferten. 
Die zurückgereichten Zettel waren 
ausnahmslos sauber angekreuzt, 
N am en . enthielten sie meist 
nicht: „D ie Leute haben natür­
lich Angst, sie werden — wenn 
es rauskommt —  wegen ihrer 
freiheitlichen Einstellung ver­
fo lg t ! “ W o aber Namen angege­
ben waren, stammten sie — aus 
dem Telefonbuch.

SED-Kreisleitungen und „N a ­
tionale Fron t“ -Volksbefragungs- 
ausschüsse haben den Schwin­
del natürlich gewußt und ihn ob 
der zu erwartenden Zahlensiege 
stillschweigend geduldet. Zudem

ist heute nicht mehr festzn- 
stellen, welcher Genosse welch© 
Stimmzettel abgelie fert hat,

Nur aus der RB D  am Schöne­
berger U fer wurde durch die 
empörte K lage eines FD J-M it- 
glieds bekannt: „Zwei K reuz­
berger SED-Gruppen haben 
dort selber Zettel angekreuzt 
und sich damit als K reissieger 
präm iieren lassen! W ir  haben 
es selbst gesehen!“

Die Instrukteure der Bezirks­
leitung erklärten daraufhin: 
„Ruh ig  bleiben, nicht an die 
große Glocke hängen. Jetzt 
können w ir  darüber nicht mehr 
diskutieren! “ Denn: „172 91$
W estberliner stimmten gegen 
die E V G !“  gab der zuständige 
Arbeitsausschuß der „Nationa­
len F ron t“ bekannt. Jeder 
zehnte halbwegs erwachsene 
W estberliner also stimmte fü r 
die SED! Mindestens die mehr­
fache Anzahl müßte also ange­
sprochen worden sein. Kein  
W estberliner aber hat etwas 
davon gem erkt!

K o s t e n lo s e  L e k t i o n

Die rund 800 zur SED-Befra- 
guhg in W estberlin  eingesetz­
ten Genossen, das steht fest, 
verstießen gegen die D irektive^ 
der Partei. Und böse nennt man 
sie dort je tzt die „Kreuzl- 
maeher“ . D ie Strafe w ird  nicht 
lange auf sich warten lassen. 
Die W estberliner aber, die von 
der eigentlichen Aktion zwangs­
läufig nichts merken konnten, 
meinen, die SED habe ihnen 
durch die Bekanntgabe des 
„Volksbefragungs - Ergebnisses“ 
in W estberlin  eine Gratislektion 
erteilt, w ie man in kommunisti­
scher R eg ie  ohne W ähler wäh­
len kann.

Vernichtung von Testamenten>5

Berlin (D P A ). Au f Grund' 
einer vertraulichen Anweisung 
des Sowjetzonenjustizm iniste­
riums sollen, w ie der Unter - 
s uchu ngsa us s chuß f  reiheitli eher 
Juristen m itteilt, alle von ent- 
eigneten Großgrundbesitzern 
früher verfaßten und jetzt von

den staatlichen Notariaten be­
wahrten Testamente vernichtet 
werden.

Durch diese Maßnahme soll­
ten die früheren Besitzverhält­
nisse verschleiert werden, nach­
dem schon vor Monaten die 
Grundbücher vernichtet wurden,



Thema: Rechenschaftsbericht
L ö h n e  u n d  S t e u e r n  i n  W e s t d e u t s c h la n d  u n d  d e r  Z o n e

I n  ihren „Rechenschaftsberichten“  macht die SED tatsächlich 
den Versuch, nachzruweisen, daß es der Bevölkerung- der Zone 
besser geht als den Westdeutschen. Aus dem gleichen Grund 
verbreiten die Ostpresse und der Ostrundfunk zur Zeit unsinnig 
aufgebauschte Meldungen über Streiks im  W esten. Es soll der 
Eindruck erweckt werden, daß die westliche Arbeiterschaft 
gegen eine „Unterdrückung“  protestiert, damit die immer w ie­
derkehrende Phrase der SED von der „Beseitigung der Aus­
beutung des Menschen in der sozialistischen Ordnung“ glaub­
hafter k lingt. Diese Phrase läßt sich bei einem Vergleich der 
Eohn- und Steuersituation in  den beiden getrennten Teilen 
Deutschlands leicht w iderlegen. Die. Löhne in der Bundes­
republik liegen nämlich noch immer über denen der Sowjetzone, 
w ie  aus der fo lgenden Tabelle hervorgeht.

Durchschnittslohn und Gehalt der unselbständig 
Beschäftigten

Jahr
Bundes­
republik

Sow jet­
zone

-

in Mark
in %  der 

Bundesrepublik

1949 2670 2509 93,9
1950 2813 2878 102,4
1951 3267 3254 99,5
1952 3557 3464 97,6
1953 3836 3789 98,7

H ierbei handelt es sich um den Nominallohn. Der Reallohn
lieg t in der Sowjetzone in fo lge des hohen HO-Preisniveaus und 
der schlechten W arenqualität noch wesentlich niedriger.

D ie Steuerbelastung je  K op f der Bevölkerung ist in der So­
w jetzone wesentlich höher:

Steuern je  K op f Soz.-Yers. je  K op f

Bundes- Sow jet- in % der Bundes- Sow jet- in %  der
Jahr republik 

in '
zone

Mark
Bundes­
republik

republik zone 
in Mark

Bundes­
republik

1949 368 629 171 134 199 148
1950 381 737 193 142 210 148
1951 508 877 173 182 242 133
1952 625 1045 167 197 265 135
1953 682 1221 179 208 292 140

Besonders aufschlußreich ist die Tatsache, daß ausgerechnet 
im  Startjahr des „neuen Kurses“ die Belastung durch Steuern

schneller zugenommen hat alsund Sozialversicherungsabgaben 
vo rh er!

Zwischenfälle
Berlin (Eigenmeldung). Aus 

dem Zentralrat der FD J w ird 
bekannt, daß sämtliche W erbe­
aktionen fü r die Volkspolizei in 
den Ferien lagern der FD J ein- 
-gestellt werden sollen. Am
30. Juli war es zu Zwischen­
fä llen  ln einem La ge r in der 
Nähe von Dresden gekommen, 
als Funktionäre der „Gesell­
schaft für Sport und Technik“ , 
unterstützt von mehreren Vopo- 
W erbern, Jugendliche zum Ein-

im FDJ-Lager
tritt in die K V P  überreden 
wollten.

Unter M ith ilfe von FD J- 
Funktionären war bereits eine 
„Ehrenliste • von F re iw illig en “ 
angelegt worden. Während der 
Werbeversammlung ertönten 
immer w ieder Zwischenrufe und 
Pfiffe. N u r ein knappes Drittel 
der vorgesehenen „F re iw illig en “ 
erklärte sich einverstanden. Ein 
großer T e il der Jugendlichen 
verließ unabgemeldet das Lager.

Ein Vopo-Scliicksal
Dresden (Eigenm eldung'). D ie 

erstaunliche K arriere  eines jun­
gen Offiziers des Pion ierbatail­
lons der Dresdner Kasernierten 
Volkspolizei endete jetzt vor 
dem Bezirksgericht.

M it 20 Jahren tra t der A rtist 
Ramon R a d d a t z  im  Herbst 
1952 in die K V P  ein. E r nahm 
an einem O ffizierslehrgang teil 
und wurde nach neun Monaten 
zum Leutnant befördert. In  sei­
nem Bataillon übertrug man 
ihm politisch-kulturelle Aufga­
ben. E r erwarb sich als Le iter 
der politischen Schulung V er­
dienste. Nebenbei verwaltete er 
die Bataillonsbücherei.

Monatlich wurde ihm vom 
Bataillonskommandeur ein 
„Buchsoll“  auferlegt, das an die 
O ffiziere und U nteroffiziere ver­
kauft werden sollte. Zu diesem 
Zweck ließ Leutnant Radaatz 
sich Bücher aus volkseigenen 
Verlagen kommen. Da aber d ie 
Kameraden w en ig Interesse an 
den Büchern zeigten, versuchte 
Leutnant R ., die Bücher an 
Privatleu te zu verkaufen. Von 
den Einnahmen 2w eigte er er­
hebliche Summen fü r seinen 
Bedarf ab.

W egen  Unterschlagung von 
3200 M ark verurteilte ihn nun 
das Bezirksgericht zu drei Jah­
ren Zuchthaus.

Besser für die Zone
München (A P ).  E in Beauf­

tragter des kommunistischen 
FDGB sprach in der bayeri­
schen Staatskanzlei vor, um der 
Landesregierung Sachspenden 
im  W erte  von einer M illion  
Ostmark fü r die O pfer der 
Hochwasserkatastrophe in Süd­
ostbayern anzubieten. D ie baye­
rische Regierung lehnte dieses 
Angebot ab. In  einer M itteilung 
der Staatskanzlei heißt es dazu, 
Bayern erkenne die H ilfsbere it­
schaft der Sowjetzonenbevölke­
rung dankbar an. D ie Spenden 
sollten jedoch besser den P e r ­
sonen zugute kommen, die in 
der Zone ebenfalls durch Über­
schwemmungen geschädigt w or­
den seien, zumal sich die dor­
tige Bevölkerung ohnehin in 
einer bedrängteren w irtschaft­
lichen Lage  befinde.



Partei und  Sufi
„W er  Sorgen hat, hat auch L ik ö r“  stellte 

W ilhelm  Busch fest. In  Berlin  sagt man un­
verblümt: „Hast du Kummer m it die Deinen, 
trink dich einen!“ D ie SED-Funktionäre haben 
Kum m er und Schnaps in reichlicher Menge. 
W e il aber schließlich nicht Säuberungen 
durchgeführt werden, damit die Genossen 
ihre Angst nachher im Alkohol ertränken, 
w ill die Parteileitung offenbar etwas gegen 
den „Suff in den Reihen der Pa rte i“ unter­
nehmen. Im  i n t e r n e n  I n f o r m a ­
t i o n s o r g a n  der SED fand man jetzt 
jedenfalls höchst überraschend ein —  Gedicht 
darüber, w ie die Parte i einen Trinker heilt. 
H ie r  einer der erhebenden Verse:

„Zahltags, K inder, habt ihr o ft geweint, 
Denn Zahltags trank ich.
Trinken ist schön, wenn man trinken muß, 
W ie  die Treppe Stufen haben muß.
Nun nahm mich Zahltags die Partei,
W ie  ich Euch früher, als Ih r  k lein  wart, 
An  d ie H and und g ing m it m ir und Mutter 
Ins Theater.“

D ie  Parte i führt den Alkoholsüchtigen dann 
noch in  ein Kabarett und in ein Konzert, bis 
das Gedicht endet:

Nicht farbecht
Die Tschechoslowakei, d ie den 

größten T e il der internationalen 
Kundschaft fü r die ehedem 
sudetendeutsche Kunstblumen­
industrie verloren hat und 
diese Kunden bisher nur in 
bescheidenem Umfang fü r  die 
unter staatlicher R eg ie  und mit 
tschechischen Arbeitern w eiter 
betriebene Erzeugung zurück­
gewinnen konnte, versucht seit 
geraumer Zeit, in  der Südafri­
kanischen Union m it diesem 
A rtike l ins Geschäft zu kommen.

D ort haben sich die sudeten­
deutschen Kunstblumen früher 
größter Beliebtheit erfreut. So 
w ar es fü r  den Handelsvertre­
ter nicht schwer, Probeaufträge 
im  W erte  von zunächst 5000 
D ollar zu erhalten, nachdem er 
d ie W aren m it zu SO % unter

den üblichen Offerten liegenden 
Preisen und dazu noch zu 
äußerst günstigen Zahlungs­
bedingungen angeboten hatte.

D ie W are  wurde prompt ge­
liefert. A ber noch am gleichen 
T ag  erhielten die Im porteure 
die ersten Reklamationen der 
Einzelhändler, die bemängelten, 
daß die Blumen nicht hitze- • 
und farbbeständig seien. D ie 
Sendung wurde von den Tsche­
chen anstandslos zurückgenom­
men und durch eine neue er­
setzt. Bei dieser L ie feru n g  b e­
anstandeten die Händler nicht 
nur die alten Fehler, sondern 
darüber hinaus, daß die Blumen 
auch abfärben und sie zum T e il 
fü r Beschädigungen an Damen­
kleidern haftbar gemacht w ur­
den. D ie P rager Exportgesell-

D er 20jährige Verfasser, SED- 
Funktionär Rainer Kunze, 
schreibt dazu noch: „Ich  weiß, 
daß d ie  stärkste W affe, d ie ich 
habe, um fü r die Sache der 
Arbeiterklasse zu kämpfen, 
meine Neigung ist, Gedichte zu 
schreiben! “

Genossen, die das dann lesen 
müssen, trinken vor Schreck 
sicher gleich noch einen.

schaft erkannte auch diesmal 
die Reklamation an und er­
klärte sich sogar bereit, fü r die 
an den K le idern  entstandenen 
Schäden aufzukommen.

Vielleicht, so hoffen die 
Tschechen, können sie durch 
bereitw illiges Nachgeben doch 
noch ins Geschäft kommen. Eha 
die Erzeugnisse ihrer Kunst­
blumenindustrie nicht besser 
werden, dürfte das allerdings 
schw ierig sein.

. . .  roi-chinesische Höflichkeit

„Genosse, trinken w ir  ein Gläschen,
Sagt die Parte i.
W orau f ich zur Antw ort gab : w ie kann man 

trinken nach dem herrlichen Konzert. 
So w ahr ich Treppenbauer bin —
Aus meiner Seele w ar m ir dieses W ort

gekommen, 
F ü r’s Leben, K inder, heute hat mich die 

Pa rte i genommen."'



Wissenschaftler im kalten Krieg
Z w e im a l  „ Z e i t s c h r i f t  f ü r  P h y s i k “  —  I n  L e ip z ig  u n d  F r a n k f u r t

Das Landgericht Frankfurt a. M . hat in  diesen Tagen eine 
einstweilige Verfügung auf Unterlassung von gesehäftsschädi- 
gende Manipulationen gegen die Akademische Verlagsgesell- 
schaft Le ip zig  erlassen. K läger war — die Akademische V er­
lagsgesellschaft Frankfurt.

H in ter der K lage  verb irg t sich 
ein verbissener K am pf zweier 
Verlage. D ie alte Akademische 
Verlagsgesellschaft in Leip zig  
hatte sich schon vor dem ersten 
W eltk rieg  m it berühmten w is­
senschaftlichen Zeitschriften 
einen Namen gemacht. Da die 
Besitzer jüdischer Abstammung 
waren, wurden sie 1939 gezwun­
gen,- den Verlag zu verkaufen.

Nach Kriegsende haben die 
Sowjets den größten T e il der 
Käu fer aus dem Jahre 1939 ent-

-tingen, Hamburg, Frankfurt, 
Bonn, München und Freiburg 
je tz t noch über 180 000 DM 
„Zeilengelder“ aus L e ip z ig  zu 
erhalten.

Anfangs respektierte die SED 
noch die „neutrale“ W issen­
schaft. Aber nach und nach 
nahm der Druck politischer 
Stellen beim Leip ziger Verlag 
zu. Ein T e il des Verlagsperso- 
nals mußte sich nach dem W e­
sten absetzen.

D ie inzwischen nach Amerika 
ausgewanderten ehemaligen B e ­

sitzer des Leip ziger Verlages 
haben sich nun vor wenigen 
Monaten entschlossen, ihren 
alten Verlag in Westdeutsch­
land wiederaufzubauen.

So kam es, daß vor wenigen 
Wochen die Nummer 1 der be­
rühmten „Zeitschrift für P h y ­
sik“ , Ausgabe Frankfurt, in 
über tausend Exemplaren in 
alle W e lt  gesandt wurde. D ie 
internationalen Universitäten 
erhalten seitdem laufend zwei 
Zeitschriften für Physik, die 
aus Le ip zig  und die aus Frank­
furt.

Vorerst hat der Frankfurter 
Verlag gerichtlich durchgesetzt, 
daß der Ostverlag seine Schmäh­
schriften gegen Frankfurt in 
Westdeutschland nicht mehr 
verbreiten darf. E r w ill nun­
mehr auch international auf 
seine Rechte pochen.

F rem d e  in der SBZ, d ie un­
sere Äu&iäärumgsa&beit unter­
stützen und ihre Meinung über 
den Inhalt äußern wollen, b it­
ten w ir, den Fundort dieses 
Blattes an das Postsehließfaeh. 
Nr. ©8 nach Berlin-Charlotten­
burg 9 m itzuteilen.

Stadtverkehr durch die Luft
M ü n c h e n  p la n t  H u b s e h r a u b e H L i n ie

eignet. Aber 10 Prozen t der An­
teile des angesehenen Verlages 
ließen sie in Privatbesitz. D ie­
ser Privatan teil w ird  seit Jah­
ren als Aushängeschild in W est- > 
deutschland und im  Ausland be­
nutzt.

Tatsächlich verfing der Trick 
längere Zeit. Laufend wurden in 
L e ip z ig  gemeinsame Publika­
tionen „der“  deutschen W issen­
schaft herausgegeben. Dazu ge ­
hörte unter anderem die be­
kannte „Zeitschrift fü r Physik“ .
ZU 90 Prozen t waren die Auto­
ren westdeutsche W issenschaft­
ler. F ü r ihre M itarbeit an der 
Zeitschrift erhielten sie o ft nicht überlasteten Straßen verstopft, 
einmal ein Honorar. Jedenfalls Das zweite aufsehenerregende
haben die Professoren in Göt- P ro jek t stammt von dem nam-

Filme im Amerika-Haus

Die Münchener Verkehrspla­
nung überscklägt sich in großen 
Projekten. D ieser Tage wurden 
zwei bisher., geheimgehaltene 
P ro jekte bekannt, die von zu­
ständiger Seite als „sehr aus­
sichtsreich“ bezeichnet werden.

D er erste P lan  lehnt sich an 
amerikanische Vorb ilder an: die 
vor München endenden drei 
Autobahnen (Stuttgart, Nürn­
berg. Salzburg) sollen als Hoch­
straßen über dem Stadtgebiet 
weitergeführt werden und sich 
an einem Punkt westlich des 
Hauptbahnhofs vereinigen. Sie 
sollen, ähnlich modernen Brtik- 
ken, auf einer gewaltigen 
Spannbeton - Konstruktion lie ­
gen, die sich stern förm ig in den 
Stadtkern vorschiebt.

Da München nicht —  w ie Ber­
lin —  einen Autobahnring rund 
um die Stadt besitzt, hat der 
Durchgangsverkehr die ohnehin

haften Architekten P ro f. Döll- 
gast. E r hat bereits die Pläne 
fü r einen großen Hubschrauber- 
Landeplatz fertig . Mitten in 
der Stadt soll ein Hochhaus mit 
15 Stockwerken entstehen. Vom 
Betondach aus sollen die H e li­
kopter starten. Zunächst ist an 
einen Hubschrauber - Verkehr 
zum Flughafen gedacht, w o­
durch der Autobus-Zubringer­
dienst überflüssig werden würde.

Ständige kostenlose F ilm vor­
führungen mit den neuesten 
Wochenschauen werden für Be­
sucher aus dem Ostsektor Ber­
lins und der Ostzone im 
A m e r i k a h a u s  a m  N o l -  
l e n d o r f  p l a t z  gezeigt.

Täglich  ab 13 Uhr is  stünd-

licher Folge. Letz te  Vorführung 
um 17 Uhr. Sonnabends Beginn 
um 14 U hr; sonntags Beginn 
um 15 Uhr.

Jug.endfilmstunde für K inder 
aus dem Ostsektor und der 
Ostzone jeden Sonntag um 
14 Uhr.

S S O ,  tierhören!
Der kleine TAG  wird ver­

sandt und verteilt ohne Rück­
sicht auf die politische Ge­
sinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger 
sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 

| als andere, die Wahrheit zu 
erfahren. W er Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
w ird, kann den kleinen TAG  
also ruhig bei der Polizei 
oder beim Bürgerm eister­
amt oder bei seiner Dienst­
stelle abgeben. übrigens 
wird er auch dort gern 
gelesen.
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